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Dr. Kreile, Dr. Waigel, Kiechle, Dr. Zeitei und Genossen 
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betr. Finanzierung von Exportaufträgen von Schiffen aus Entwicklungshilfemitteln 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit hat mit Schreiben vom 14. Ok- 
tober 1976 die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Zeitpunkt des Programms 

1.1. Seit wann sind dem Bundesminister für wirtschaftlidie Zusam- 
menarbeit die Schwierigkeiten der deutschen Werftindustrie 
bekannt? 

Die in der deutschen Werftindustrie sich abzeichnenden wach- 
senden Schwierigkeiten sind dem Bundesminister für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit seit langem bekannt. 


1,2. Warum hat er es bisher unterlassen, entsprechende Mittel im 
Rahmen der Entwicklungshilfe (Kapitalhilfe) vorzusehen oder 
zu beantragen, um dem Beschäftigungsbedürfnis der deutschen 
Werftindustrie Rechnung zu tragen? 

Im Rahmen der bilateralen finanziellen Zusammenarbeit wur- 
den auch bisher schon entwicklungspolitisch prioritäre Schiffs- 
lieferungen an Entwicklungsländer finanziert. Die jetzt beab- 
sichtigten weiteren Maßnahmen wurden erst dadurch möglich, 
daß ein Teil der Verpflichtungsermächtigung, der zunächst für 
andere Zwecke reserviert worden war, dort nicht benötigt wur- 
de. 


1.3. Und weshalb ist er erst kurz vor der Bundestagswahl auf ent- 
sprechende Überlegungen gekommen? 

Vergleiche meine Antwort auf Frage 1.2. 
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1.4. Auf die Frage des Bundestagsabgeordneten Seiters (CDU/CSU), 
welche Entscheidungen die Bundesregierung anstrebt, um die 
Benachteiligung des deutschen Schiffsbaus im internationalen 
Wettbewerb zu beseitigen, antwortete die Bundesregierung am 
25. Juni 1976 (Steneographischer Bericht über die 254. Sitzung 
des 7. Deutschen Bundestages vom 25. Juni 1976, Anlage 76). 
Aus welchen Gründen fehlt in der Antwort jeglicher Hinweis 
auf die Möglichkeiten, die jetzt angeblich mit Mitteln aus dem 
Haushalt des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit eröffnet werden? 


Die unter 1.2. genannten Voraussetzungen lagen erst nach dem 
Zeitpunkt der Antwort auf die Anfrage des Abgeordneten vor. 


2. Haushaltsrechtliche und haushaltswirtschaftliche Fragen 

2.1. Wann sollen die 140 Mio DM für die Finanzierung von Werft- 
aufträgen abfließen? 

Die Beträge werden je nach Abwicklung der Aufträge in den 
nächsten Jahren abfließen. Genauere Angaben sind erst mög- 
lich, wenn Art und Umfang der Aufträge festliegen. 


2.2. Trifft es zu, daß die bisher vorgesehenen 140 Mio DM für den 
Internationalen Agrarfonds aus heutiger Sicht auf jeden Fall 
(wann?) in den nächsten Jahren gezahlt werden müssen? 


Die Leistungen für den Internationalen Agrarfonds müssen erst 
erbracht werden, wenn der Fonds zustandekommt. Bisher steht 
eine Einigung der beitrittswilligen Geberländer über die Dotie- 
rung des Fonds noch aus. 


2.3. Führt die zusätzliche Bereitstellung von 140 Mio DM für den 
Schiffsexport zu Mehrkosten für die Entwicklungshilfe, die im 
Rahmen des geltenden Finanzplans nicht vorgesehen sind? 


Die benötigten Mittel stehen im Rahmen der Finanzplanung 
des Bundes zur Verfügung. 


2.4. Der Vertrag zur Errichtung des Internationalen Agrarfonds 
(IFAD) ist am 14. Juni 1976 paraphiert worden. 

Trifft es zu, daß durch diese Paraphierung die Verpflichtungs- 
ermächtigung für die Kapitalhilfe in Höhe des in Frage stehen- 
den Betrages von 140 Mio DM nach den bisher auch im BMZ 
angewandten Grundsätzen bereits durch diese Paraphierung 
„belegt" war und deshalb insoweit als haushaltsrechtliche 
Ermächtigung für eine anderweitige Verpflichtung nicht mehr 
zur Verfügung steht? 

Da weder durch die Beitragsankündigung noch durch die Para- 
phierung bezüglich des Internationalen Agrarfonds eine Ver- 
bindlichkeit und damit eine Inanspruchnahme der Verpflich- 
tungsermächtigung eingetreten war, und in diesem Jahr eine 
solche Verbindlichkeit auch nicht mehr erwartet wird, stand die 
Verpflichtungsermächtigung für andere Zwecke im Bereich der 
Kapitalhilfe zur Verfügung. 
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2.5. Der Bundesfinanzminister soll nach Pressemeldungen das An- 
liegen von Bundesminister Bahr mit Schreiben vom 8. Septem- 
ber 1976 abgelehnt haben (vgl. „Die Welt" vom 20. September 
1976), Nur neun Tage nach dem Ablehnungsschreiben, am 
17. September 1976, wurde durch das Presse- und Informations- 
amt der Bundesregierung die gegenteilige Entscheidung mitge- 
teilt. 

2.5.1. Hat der Bundesminister der Finanzen der Bereitstellung 
der 140 Mio DM aus Entwicklungshilfemitteln für das 
Schiffsexportprogramm zugestimmt? 

2.5.2. Welches waren die Gründe für seinen ursprünglichen 
Widerstand? 

2.5.3. Welches waren die Beweggründe für seinen Meinungs- 
wechsel? 

Dem Programm ist nach sorgfältiger Prüfung der entwicklungs- 
und strukturpolitischen Gesichtspunkte sowie der finanziellen 
Auswirkungen zugestimmt worden. 


3. Abwicklung des Programms 

3.1. Welche Einzelprojekte sollen durch das neue Programm geför- 
dert werden? 

Die Einzelprojekte werden zur Zeit ausgewählt. 


3.2. Wie ist sichergestellt, daß die Schiffsneubauten unmittelbar 
den Entwicklungsländern zugute kommen (und nicht etwa auch 
Großreedern, die ihre Schiffe aus steuerlichen Gründen unter 
fremder Flagge fahren lassen) ? 


Die Kredite für Schiffslieferungen werden nach entwicklungs- 
politischen Gesichtspunkten gewährt. Es besteht nicht die Ab- 
sicht, die in der Frage genannten Unternehmen zu begünsti- 
gen. 


3.3. Welche Entwicklungsländer sollen die Mittel in jeweils welcher 
Höhe erhalten? 

über den Kreis der begünstigten Entwicklungsländer sind erst 
Aussagen möglich, nachdem über die Einzelprojekte beschlos- 
sen worden ist. 


3.4. Inwieweit werden die Mittel zusätzlich zu den bisherigen oder 
bisher vorgesehenen Kapitalhilfezusagen eingesetzt? 

Die Mittel werden im Rahmen der für das Jahr 1976 beim Kap. 
23 02 Tit. 86601 veranschlagten Verpflichtungsermächtigung 
zugesagt. 


3.5. Wann rechnet die Regierung mit der Abwicklung der Einzel- 
aufträge? 

Vergleiche dazu Antwort 2.1. 
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